
Bis 2019 werden die Thüringer
Kommunen nach der jüngsten No-
vembersteuerschätzung 2014 mit
Steuermehreinnahmen von rund
322 Millionen Euro rechnen kön-
nen. Dies ist eine Steigerung von
fast 20 Prozent.  

2014 werden die Thüringer Kommu-
nen nach der Prognose 1.368 Millio-
nen Euro an Steuern einnehmen. Ge-
messen an den Gesamtausgaben von
über fünf Milliarden Euro ist dies je-
doch immer noch eine sehr geringe
Steuerquote. Im bundesweiten Ver-
gleich haben die Thüringer Kommunen
die noch geringste Steuerkraft. Umso
größer ist ihre Abhängigkeit vom Land. 

Das Land ist verfassungsrechtlich
verpflichtet, die Steuerschwäche der
Kommunen durch höhere Landeszu-
weisungen auszugleichen. Die kommu-
nalen Steuern sind in großem Maße
von der Einkommens- und Wirtschafts-
entwicklung abhängig. Und weil das
Einkommens- und Wirtschaftsniveau in
Thüringen im bundesweiten Vergleich
noch unterdurchschnittlich ist, sind
auch die kommunalen Steuereinnah-
men entsprechend geringer. 

Die wichtigste Steuereinnahme ist
die Gewerbesteuer. Sie ist sehr stark
gewinnorientiert. Nur jedes sechste
Unternehmen zahlt Gewerbesteuer.
Die meisten dieser Unternehmen sind
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Den Verlust der Regierungsmacht
vor Augen, brechen in der CDU Thü-
ringen seit langem schwelende Kon-
flikte mit brutaler Gewalt auf. Im Fo-
kus: die Landesvorsitzende Christi-
ne Lieberknecht – aber inzwischen
auch ihr größter innerparteilicher
Feind, der Fraktionsvorsitzende
Mike Mohring.

Offene Rücktrittsforderungen sind in
der CDU Thüringen nicht gerade popu-
lär. Man liebt den Schein, den Eindruck
von völliger Geschlossenheit, der mit
der Rigorosität einer Kaderpartei zele-
briert wird. Doch nach dem gemessen
am Wahlziel äußerst schwachen Ab-
schneiden bei der Landtagswahl, der
Absage der SPD an eine Fortführung
des gemeinsamen Bündnisses und
dem Beginn von Verhandlungen einer
Reformkoalition aus Linker, SPD und
Grünen wird nach 24 Jahren der Ver-
lust der Regierungsmacht immer wahr-
scheinlicher. Auch innerparteiliche

DIE LINKE fordert seit Jahren eine Reform der Finanzverfassung

kleine und mittelständische Unterneh-
men mit 50 bis 500 Beschäftigten. Es
folgt der kommunale Anteil an der Ein-
kommenssteuer. 15 Prozent der Lohn-
steuer bleibt in der Gemeinde, in der
der Steuerpflichtige wohnt. 

Die Grundsteuer bringt rund 220
Millionen Euro in die Gemeindekassen.
Über diese Steuer werden die Ver-
kehrswerte der Immobilien besteuert.
Die Grundsteuer müssen sowohl die
Hauseigentümer als auch die Mieterin-
nen und Mieter zahlen. Rund vier Pro-
zent der Betriebskosten entfallen auf
die Grundsteuer. Auf Bundesebene
wird derzeit über eine Reform der
Grundsteuer diskutiert. Der Bundesfi-
nanzhof hat die bisherigen Berech-
nungsgrundlagen für die Grundsteuer
verworfen. Wann es zu Neuregelungen
kommt, ist aber bisher offen. 

Eine weitere kommunale Steuer ist
der kommunale Anteil an der Umsatz-
steuer. Hier haben aber die Gemeinden
keine Einflussmöglichkeiten. Die Ge-
meinden erheben zudem eine ganze
Reihe von so genannten Aufwands-
und Verbrauchssteuern. Hierzu gehö-
ren u.a. die Hundesteuer, die Vergnü-
gungssteuer oder die Zweitwohnungs-
und Bettensteuer für Übernachtungen.
Die Landkreise haben im Übrigen keine
eigenen Steuereinnahmen. Sie erhe-
ben stattdessen von den kreisangehö-
rigen Gemeinden eine so genannte

Kreisumlage. DIE LINKE fordert seit
Jahren eine Reform der Finanzverfas-
sung, um so u.a. die Steuerkraft der
Kommunen zu stärken. Jedoch kann ei-
ne solche Reform nur auf Bundesebe-
ne umgesetzt werden. Die Länder sind
über den Bundesrat beteiligt. Die Kom-
munen werden jedoch nur angehört.

2007 gab es den letzten Versuch, die
Finanzbeziehungen zwischen Bund,
Ländern und Kommunen neu zu ord-
nen. Der damalige so genannte „Lü-
becker Konvent“ ist jedoch vollständig
gescheitert. Der Egoismus des Bundes
und der Länder ließ keinen Raum für
zusätzliche Steuereinnahmen der Kom-
munen. Es gab nur ein ganz kleines Zu-
geständnis an die Kommunen: der
Bund und die Länder entlasteten die
Unternehmen bei der Körperschafts-
und veranlagten Einkommenssteuer,
um so den Gemeinden größere Mög-
lichkeiten für höhere Gewerbesteuer-
einnahmen zu eröffnen. Von diesen
Möglichkeiten machten die Thüringer
Gemeinden bisher nur mäßigen Ge-
brauch. 

Solange eine solche Reform auf Bun-
desebene nicht umgesetzt ist, muss
das Land über den kommunalen Fi-
nanzausgleich eine auskömmliche Fi-
nanzierung der Kommunen sichern. 

MdL Frank Kuschel   

Chaos in CDU wächst - Neben Lieberknecht wird auch Mohring demontiert
Rücksichten werden jetzt in der CDU
nicht mehr genommen.

Neben einigen Kreisfunktionären
preschte die stellvertretende Land-
tagsfraktionsvorsitzende Christina
Tasch vor, um Lieberknecht als ver-
meintlich Hauptverantwortliche für die
derzeitige Situation aufzufordern, den
Verzicht auf den CDU-Landesvorsitz zu
erklären. 

Mike Mohring agiert
immer aggressiver

Tasch gehört zu einer konservativen
Seilschaft um den Fraktionsvorsitzen-
den Mike Mohring, man fühlt sich ne-
ben der Organisation von dessen wei-
terem Aufstieg auch dem früheren Par-
teivorsitzenden und Ministerpräsiden-
ten Dieter Althaus verpflichtet, den Lie-
berknecht 2009 unsanft aus dem Ren-
nen drängte, um überhaupt eine Koali-
tion mit der SPD bilden zu können. In
der CDU gilt Lieberknecht ihren Fein-

den als zu liberal. Sie selbst wirkt zu-
dem schon seit Jahren extrem ent-
scheidungsschwach. Nach der eigenen
politischen Zukunft befragt, äußerte
sie jetzt, diese hänge davon ab, ob Rot-
Rot-Grün eine Regierung bilde – also
nur von externen Faktoren. 

Eine aktive Strategie – Fehlanzeige.
Selbst die Rochade ihres Vertrauten
Christian Carius vom Bauministerium
ins Präsidentenamt des Landtags,
wohl als eine Art Befreiungsschlag in
Form der innerparteilichen Erbrege-
lung gedacht, wurde in der Öffentlich-
keit ganz anders aufgefasst – nämlich
als Kapitulation der CDU bei der Regie-
rungsbildung.

Mike Mohring wiederum, dem vom
rechten Flügel der Parteivorsitz ange-
tragen wird, dürfte sich mit einer stär-
keren Hinwendung zu rechtskonserva-
tiven Positionen wohl verkalkuliert ha-
ben. Wo immer er bei dieser politi-
schen Akzentverschiebung eine Land-
nahme für die CDU reklamieren will,

wird, wie in der Fabel von Hase und
Igel, der rechtspopulistische AfD-Frak-
tionsvorsitzende Björn Höcke schon da
sein. Dieses Rennen kann die CDU
nicht gewinnen. Sie läuft in ernste Ge-
fahr, zwischen einer neuen Reformre-
gierung und der AfD in die Klemme zu
geraten.

Zumal auch Mohring selbst in der ei-
genen Fraktion nicht mehr unumstrit-
ten ist. Der Abgeordnete Stefan Gruh-
ner warf seinem Vorsitzenden vor,  der
habe „das Klima zu unserem Koaliti-
onspartner systematisch vergiftet“ –
und machte also Mohring für die Ent-
scheidung der SPD verantwortlich.

Während sich Generalsekretär Mario
Voigt, als Generalsekretär eigentlich
qua Amt der Wadenbeißer der Partei,
zurückhält, agiert Mohring immer ag-
gressiver. Damit vergiftet er aus Eigen-
nutz das politische Klima in Thüringen.

Stefan Wogawa

Thüringens Ministerpräsidentin
Christine Lieberknecht lehnt eine
Neuwahl im Fall eines Scheiterns
der rot-rot-grünen Koalitionsver-
handlungen ab. Wenn Linke-Frakti-
onschef Bodo Ramelow nicht wie
geplant zum neuen Regierungs-
chef gewählt werden sollte, bleibe
die bisherige Landesregierung ge-
schäftsführend im Amt, sagte die
CDU-Politikerin der „Thüringer All-
gemeinen“ (Ausgabe vom 13. No-
vember).

„Die CDU hat dann die Aufgabe,
nach Mehrheiten für eine stabile
Regierung zu suchen. Neuwahlen
schließen wir aus. Diese können
auch nicht gegen den Willen der
Union beschlossen werden“, stell-
te Lieberknecht klar. „Ich stehe
weiter zur Verfügung, als Minister-
präsidentin eine Koalition der Mit-
te zu bilden, damit Thüringen nicht
vom linken Rand her regiert wird“,
sagte sie weiter.

Zuletzt hatten Kollegen aus ihrer
eigenen Partei den Druck auf Lie-
berknecht erhöht. Die Vizevorsit-
zende der Landtagsfraktion Chri-
stina Tasch forderte sie offen zum
Rückzug von der Landesspitze der
Partei auf und brachte Fraktions-
chef Mike Mohring als Nachfolger
ins Spiel. Ähnlich äußerte sich der
Landesvorsitzende der CDU-Mit-
telstandsvereinigung (MIT) Gerd
Albrech.      

(siehe auch Beitrag unten)        

Lieberknecht gegen-
über der TA: 
„Neuwahlen schließen
wir aus“


